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Sehr geehrte Damen und Herren! 

 

Zum im Gegenstand bezeichneten Gesetzentwurf gibt das Amt der Salzburger Landesregierung 

folgende Stellungnahme bekannt: 

 

1. Die Möglichkeit einer Ausbildung zum Facharzt für Allgemeinmedizin wird begrüßt. 

Allerdings sieht das geplante Vorhaben einen gänzlichen Entfall der bisherigen Ausbildung zum 

Arzt für Allgemeinmedizin vor. Da die neue Ausbildung zum Facharzt eine wesentliche Verlän-

gerung der Ausbildungsdauer bedeutet, ist nicht davon auszugehen, dass diese Ausbildung auch 

als attraktiver wahrgenommen wird, vielmehr ist zu befürchten, dass die längere Ausbildungs-

dauer Interessenten abschrecken wird. 

Es wird im Hinblick auf den allgemeinen Ärztemangel daher dringend vorgeschlagen, dass nach 

Abschluss der Basisausbildung - die der bisherigen Ausbildung zum Allgemeinmediziner ent-

spricht - bereits das Ius practicandi erworben wird und die Schwerpunktausbildung danach eine 

zusätzliche Qualifikation als Facharzt darstellt. 

Dadurch könnte vermieden werden, dass die längeren Ausbildungszeiten abschreckend wirken 

und gleichzeitig erreicht werden, dass eine aufgewertete Ausbildung „Facharzt für Allgemein-

medizin“ geschaffen wird. 

2. Ergänzend wird vorgeschlagen, das geplante Vorhaben auch dazu zu nutzen, den Fachärzte-

schlüssel des § 10 Abs 4 dahingehend anzupassen, dass auch der Ausbildungsverantwortliche Be-

rücksichtigung findet. 

 

Diese Stellungnahme wird der Verbindungsstelle der Bundesländer, den anderen Ämtern der 

Landesregierungen, dem Präsidium des Nationalrates und dem Präsidium des Bundesrates ue zur 

Verfügung gestellt. 
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Mit freundlichen Grüßen 

Für die Landesregierung 

DDr. Sebastian Huber, MBA 

Landesamtsdirektor 
Amtssigniert. Informationen zur Prüfung der elektronischen Signatur oder des elektronischen Siegels finden Sie unter 

www.salzburg.gv.at/amtssignatur 

 

 

Ergeht an: 

 

1. Bundesministerium für Soziales Gesundheit Pflege und Konsumentenschutz, Stubenring 1, 

1010 Wien, E-Mail 

2. Amt der Burgenländischen Landesregierung, E-Mail 

3. Amt der Kärntner Landesregierung, E-Mail 

4. Amt der Oberösterreichischen Landesregierung, E-Mail 

5. Amt der Niederösterreichischen Landesregierung, E-Mail 

6. Amt der Steiermärkischen Landesregierung, E-Mail 

7. Amt der Tiroler Landesregierung, E-Mail 

8. Amt der Vorarlberger Landesregierung, E-Mail 

9. Amt der Wiener Landesregierung, Magistratsdirektion der Stadt Wien, Geschäftsbereich 

Recht - Gruppe Verfassungsdienst und EU-Angelegenheiten, E-Mail 

10. Verbindungsstelle der Bundesländer beim Amt der NÖ Landesregierung, Schenkenstraße 4, 

1010 Wien, E-Mail 

11. Bundeskanzleramt - Präsidialsektion I, E-Mail 

12. Institut für Föderalismus, E-Mail 

13. Abteilung 9 Krankenanstalten und Gesundheitswesen, Sebastian-Stief-Gasse 2, Postfach 

527, 5020 Salzburg, Intern 
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